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(1) Der Freistaat Bayern stellt den Studierendenwerken nach Maßgabe des Staatshaushalts Mittel zur
Durchführung ihrer Aufgaben zur Verfügung. Eigene Einnahmen der Studierendenwerke sind
vorbehaltlich zulässiger Rückstellungen und genehmigungsfähiger Rücklagen vorweg einzusetzen.
Eigene Einnahmen der Studierendenwerke sind:

1. der Grundbeitrag nach Abs. 2,

2. der zusätzliche Beitrag nach Abs. 3,

3. sonstige Einnahmen.

(2) Die Höhe des Grundbeitrags richtet sich nach den durchschnittlichen wirtschaftlichen Verhältnissen
des beitragspflichtigen Personenkreises und dem zur Durchführung der Aufgaben der
Studierendenwerke nach Art. 114 Abs. 1 Satz 1 erforderlichen Aufwand. Sie wird nach Anhörung der
beteiligten Hochschulen und sonstigen Unterrichtseinrichtungen nach Art. 114 Abs. 2 Satz 2 vom
zuständigen Studierendenwerk durch Satzung festgesetzt.

(3) Neben dem Grundbeitrag kann für den Zuständigkeitsbereich einzelner Studierendenwerke oder für
Teile des Zuständigkeitsbereichs einzelner Studierendenwerke ein zusätzlicher Beitrag für die
Beförderung oder die zu einem ermäßigten Beförderungsentgelt mögliche Beförderung der Studierenden
im öffentlichen Nahverkehr erhoben werden. Die Höhe des zusätzlichen Beitrags richtet sich nach dem
Aufwand aus einer entsprechenden Vereinbarung des Studierendenwerks mit den örtlichen Trägern des
Nahverkehrs über die Beförderung der Studierenden gegen ein Pauschalentgelt oder über die zu einem
ermäßigten Beförderungsentgelt mögliche Beförderung der Studierenden gegen ein Pauschalentgelt. Sie
wird vom zuständigen Studierendenwerk durch Satzung festgesetzt. Zwischen den örtlichen Trägern des
öffentlichen Nahverkehrs und den Hochschulen kann zu diesem Zweck ein automatisierter Austausch
personenbezogener Daten der an den Hochschulen immatrikulierten und berechtigten Studierenden
eingerichtet werden.

(4) Beitragspflichtig nach den Abs. 2 und 3 sind Studierende sowie Personen, die
Unterrichtseinrichtungen im Sinn von Art. 114 Abs. 2 Satz 2 besuchen. Studierende, die an mehreren
Hochschulen im Freistaat Bayern immatrikuliert sind, für die verschiedene bayerische Studierendenwerke
zuständig sind, sind nur bei dem Studierendenwerk beitragspflichtig, in dessen Zuständigkeitsbereich die
erste Immatrikulation erfolgte. Für die Immatrikulation an jeder weiteren Hochschule kann durch Satzung
des zuständigen Studierendenwerks jeweils ein zusätzlicher Beitrag nach Abs. 3 erhoben werden.
Personen, denen nach Art. 114 Abs. 2 Satz 1 Einrichtungen zur Verfügung gestellt werden, können zur
Leistung eines Beitrags durch Satzung des zuständigen Studierendenwerks herangezogen werden. Die
Studierendenwerke können durch Satzung Ausnahmen von der Beitragspflicht für Studierende, die
aufgrund einer hochschulischen Kooperationsvereinbarung nicht am bayerischen Studienort anwesend
sind, festlegen.

(5) Die Beiträge nach den Abs. 2 und 3 werden von den Hochschulen und sonstigen
Unterrichtseinrichtungen unentgeltlich eingehoben. Die Studierendenwerke sind hinsichtlich dieser
Beiträge ermächtigt, Leistungsbescheide zu erlassen.

(6) Der erforderliche Aufwand für Aufgaben, die nach Art. 114 Abs. 1 Satz 3 den Studierendenwerken
übertragen worden sind, wird aus Mitteln des Staatshaushalts in voller Höhe erstattet.

(7) Die Studierendenwerke haben vor Beginn des Haushaltsjahres einen Wirtschaftsplan aufzustellen
und dem Staatsministerium rechtzeitig zur Genehmigung vorzulegen. Dieser bildet die Grundlage für die
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Haushalts- und Wirtschaftsführung der Studierendenwerke und muss in Aufwand und Ertrag abgeglichen
sein. Die Studierendenwerke sind zur Rechnungslegung verpflichtet. Soweit die Studierendenwerke
Anstaltsbedienstete beschäftigen, gelten die jeweiligen Bestimmungen für Arbeitnehmerinnen und
Arbeitnehmer des Freistaates Bayern entsprechend.

(8) Für die nach Abs. 2 und 3 zu erlassenden Satzungen gilt Art. 9 Satz 4 und 6 entsprechend.

Zitiervorschlag: Art 121 BayHIG (Bayern)
Quelle: bayernrecht, abgerufen 25.08.2026
Nicht-amtliche Lesefassung — verbindlich ist das Bayerische Gesetz- und Verordnungsblatt (verkuendung-bayern.de:
https://www.verkuendung-bayern.de)
Provided by nu:legal (https://recht.nulegal.eu), the leading open legal database: AI-first, expanding daily, German and
European law and case law in full text, free, with an open API for AI agents. Text and data mining expressly permitted.
Herausgeber: Nulegal GmbH, Potsdam.
Dieses Dokument: https://recht.nulegal.eu/gesetze/BayHIG/121

nu:legal Art 121 BayHIG (Bayern)

recht.nulegal.euNicht-amtliche Lesefassung. Amtliche Fassung: verkuendung-bayern.de
Seite 2 von 2Quelle: BAYERN.RECHT, abgerufen 25.08.2026


